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Schluss mit Steuerprivilegien für Multimillionäre/ Initiative eingereicht

Bern (ots) -

Die Alternative Linke - La Gauche- La Sinistra (AL), die SP Schweiz, der Schweizerische Gewerkschaftsbund und
die Unia haben gemeinsam die eidgenössische Volksinitiative "Schluss mit den Steuerprivilegien für Millionäre
(Abschaffung der Pauschalbesteuerung)" eingereicht. Für die von der Alternativen Linken lancierte Initiative
wurden von den beteiligten Organisationen insgesamt über 120'000 Unterschriften gesammelt. Davon wurden
über 103'000 beglaubigte Unterschriften bei der Bundeskanzlei eingereicht. Die Initiative will das skandalöse
Steuerprivileg der Pauschalbesteuerung ausländischer Millionärinnen und Millionäre schweizweit abschaffen.
Heute müssen diese statt ihrem effektiven Einkommen und Vermögen bloss einen Pauschalbetrag (bisher den
fünf-, neu den siebenfachen Mietwert ihrer Wohnung) als Einkommen versteuern, sofern sie hier keine
Erwerbstätigkeit ausüben. Zurzeit profitieren 5'500 Superreiche von diesem Dumping-Angebot. Unter ihnen finden
sich eine wachsende Zahl von Business-Nomaden und Schein-Erwerbslosen wie etwa Ingvar Kamprad oder Viktor
Vekselberg, die ihre weltweiten Firmenkonglomerate von hier aus managen. Die Initiantinnen und Initianten
fordern gleiche Spielregeln für alle: jeder soll Steuern nach seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zahlen. Die
Pauschalbesteuerung verletzt die Rechtsgleichheit und untergräbt die Steuermoral. An dieser grundsätzlichen
Ungerechtigkeit vermögen auch die vom Parlament beschlossenen kosmetischen Verschärfungen beim
Pauschalsteuer-Tarif nichts zu ändern. Dass sich mehr Steuergerechtigkeit durchaus auszahlen kann, hat das
Beispiel Zürich gezeigt. Die angedrohte komplette Abwanderung der Pauschalbesteuerten hat nicht stattgefunden:
rund die Hälfte ist geblieben. Unter dem Strich nimmt das Steueramt von den Verbliebenen mehr Steuern ein als
von allen Profiteuren gesamthaft zuvor. Nachdem bereits eine Reihe von Kantonen (ZH, SH, AR, BS, BL) eine
Abschaffung der Pauschalbesteuerung beschlossen hat, drängt sich eine Abschaffung auf gesamtschweizerischer
Ebene immer mehr auf. Damit kann auch dem Steuer-Tourismus pauschalbesteuerter Millionäre und der
interkantonalen Schmuddel-Konkurrenz Einhalt geboten werden, die bei der Abschaffung in einzelnen Kantonen
drohen.

Kontakt:

Niggi Scherr (AL) 044 241 77 18; Fred Charpié (La Gauche) 078 892 73 
74; Pierre Vanek (SolidaritéS) 079 664 74 44; Susanne Leutenegger 
Oberholzer (SP) 079 673 01 03; Andreas Rieger (Unia) 079 468 66 22.

Diese Meldung kann unter https://www.presseportal.ch/de/pm/100003695/100726762 abgerufen werden.
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